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CHANCENGLEICHHEIT 

Aus DER REGIERUNG 

Eine Stabsstelle für 
Chancengleichheit 
VADUZ - «Es gibt eine Ansprechstelle für 
alles, was mit Ungleichbehandlung zu 
tun hat», so Reglerungschef Otmar Has­
ler am gestrigen Mpdiengespräch, als er 
die Stabsstelle für Chancengleichheit 
vorstellte. 
* Peter Klndle/patl  • 

Für Fragen der gesellschaftlichen Benachtei­
ligung sind innerhalb der Landesverwaltung 

'derzeit verschiedene Amtsstellen zuständig. 
Die Regierung hält aufgrund der in der Ver­
gangenheit mit dieser Lösung gemachten Er­
fahrungen in Zukunft eine Anlauf- und Koor­
dinationsstelle in diesem Bereich für zielfUh-
rend. Sie beantragt beim Landtag die Erwei­
terung der Stabsstelle GleichstellungsbUro zu 
einer Stabsistelle für Chancengleichheit. Die­
se neue Stabsstelle soll mit zusätzlichen 100-
Stellenprozenten ausgestattet werden. Die 
von der Regierung präsentierte Lösung stiess 
im Rahmen der Vernehmlassung auf breite 
Zustimmung. «Für die Besetzung wird keine 
zusätzliche Stelle nötig sein. Wir rekrutieren 
das Personal aus dem bestehenden Mitarbei­
terstab», so Regierungschef Otmar Hasler. 

Bessere Koordination 
Mit der vorgeschlagenen Neuorganisation 

soll in einem ersten Schritt eine bessere Ko­
ordination in diesen Bereichen innerhalb der 
Landesverwaltung erzielt werden. Die Bear­
beitung von Fragen betreffend gesellschaft­
licher Benachteiligung soll auch in Zukunft 
bei den verschiedenen Amtsstellen bleiben. 
Übergreifende Fragen und Querschnittsauf-

: gaben sollen jedoch in Zukunft in einer 
. Kommission für Chancengleichheit bcarbei-
tet werden, in welcher die Amtstellenleiterin-
nen und Amisstellenleiter der betroffenen 
Amtsstellen vertreten sind. Die neue Kom­
mission wird insbesondere auch zu überprü­
fen haben, wie allenfalls betroffene Organi­
sationen und Personen künftig in diese neue 
Organisation eingebunden werden können. 

Die erweiterte Stabsstelle wird die Ge­
schäftsführung dieser Kommission wahrneh­
men und gleichzeitig als Anlauf- und Koor-
dinationsstelle für alle Fragen der gesell­
schaftlichen Benachteiligung dienen. Inner-
halb'dicser Stabsstelle wird das Gleichstel­
lungsbUro auch in Zukunft im bisherigen 
Umfang die Aufgaben in Zusammenhang mit 
der Gleichstellung von Frau und Mann bear­
beiten. 

Postulat beantwortet 
Im Rahmen des Bericht und Antrags be­

antwortet die Regierung zudem das Postulat 
vom 22. März 2004 zur Schaffung einer 
Kommission für Integrationsfragen und einer 
Stelle für die Integration von Ausländerinnen 
und Ausländern. Die Zielsetzungen der Re­
gierung und des Postulates decken sich zwar 
weitgehend, die Regierung hat mit ihrem 
Vorschlag zur Schaffung einer Kommission 
und einer Stabsstelle für Chancengleichheit 
aber einen breiteren Ansatz gewählt. 

Aktives Handeln gestern und heute 
Regierungschef Otmar Hasler erläuterte 

am gestrigen Mediengespräch die zahlrei­
chen Aktivitäten, der Regierung, um Chan­
cengleichheit zu erreichen. Zum Thema Inte­
gration von Ausländern in Liechtenstein: 
«Ich sehe die Vielfalt als Chance, nicht als 
Gefahr». Unter diesem Aspekt seien bereits 
Integrationsgespräche mit , Vertretern der 
Ausländervereine eingeleitet worden, welche 
in Kürze in die zweite Runde gehen. 

Die Regierung habe sich aber auch ande­
ren Themenbereichen der Chancengleichheit 
intensiv gewidmet: «Gleichstellung von 
Mann und Frau», «Migration-Integration», 
«Gleichstellung von Behinderten», «Religiö­
se Minderheiten». Konkrete Projekte wurden 
im Bereich Soziales, Bildung, Interkulturel-. 
les, Leben und Arbeiten in Liechtenstein, 
aber auch im Bereich von Jugendarbeit um­
gesetzt und eingeleitet. 

j Regierungschef Otmar Hasler zum Thema 
, der Chancengleichheit: «Wir haben den 
• Handlungsbedarf rechtzeitig erkannt. Mit der 
zentralen Anlaufstelle, die wir jetzt schaffen, 
wollen wir diesen Weg weiter beschreiten.» 

«Finanzplatz fit halten» 
Totalrevision des Gesetzes über Investmentunternehmen verabschiedet 

VADUZ - Die Bemühungen der 
Regierung zur Erhaltung des po­
sitiven Finanzplatzes gehen 
kontinuierlich weiter: Nachdem 
Im November die zweite Lesung 
des revidierten Sorgfaltspflicht­
gesetzes stattfinden wird und 
am 1. Januar die FMA ihre Tä­
tigkeit aufnimmt, folgt nun die 
Totalrevision des Gesetzes über 
Investmentlinternehmen. 
»Peter Klndle/patl 

Die Regierung hat einen Bericht 
und Antrag zur Totalrevision 3es 
Gesetzes über Investmentunterneh­
men.zuhanden des Landtags verab­
schiedet. Anlass zur Überarbeitung 
des Gesetzes war die Umsetzung 
von zwei EU-Richtlinien, welche 
ins liechtensteinische Recht aufge­
nommen werden müssen. Zudem 
wurde die vom Amt für Finanz­
dienstleistungen in den letzten Jah­
ren entwickelte Amtspraxis an 
mehreren Stellen ins Gesetz aufge­
nommen, einzelne im Gesetz nicht 
geregelte Bereiche wurden neu der. 
Regierungsvorlage zugefügt. Mit 
dem revidierten Sorgfaltspflichtge­
setz und der Installierung einer un­
abhängigen Finanzmarktaufsicht 
(FMA) sei diese Gesetzesrevision 
der richtige Weg, «um den Finanz­
platz weiterhin fit zu halten», so der 
Regierungschef. 

Neue Perspektiven für den 
heimischen Fonds-Platz 

Regierungschef Otmar Hasler er­
läuterte am gestrigen Medienge-
sprüch, dass" die Gesetzesrevision 
vor allem dem "liechtensteinischen 
Fonds-Platz neue Perspektiven er-., 
öffne. «Es gibt schnelle Wege und 
neue Möglichkeiten,» Der Fonds-
Platz sei in den vergangenen Jahren 
stark gewachst-n. «Es handelt sich 
um Produkte mit starkem Zu­
wachs», so der Regierungschef. In 

Zalre-Connection: 
Polizei rät zur Vorsicht! 
VADUZ - Die so genannte «Zaire-
Connection» ist auch in Liechten­
stein aktiv. Die Landespolizei 
warnte bereits im August 2004 
Unternehmer und deren Mitarbei­
ter vor dubiosen Geldüberweisun­
gen ab ihren Bankkonten und er­
sucht potenziell Geschädigte, sich 
umgehend bei der Landespolizei 
zu melden. 

Eine bislang unbekannte Täter­
schaft entwendete in den letzten 
Tagen aus einem Postbriefkasten 
im Raum Vaduz eine Briefsen­
dung. Der beigelegte Zahlungsauf­
trag mit vier Einzahlungsscheinen 
wurde durch die Täterschaft ausge­
wechselt und durch manipulierte 
Zahlscheine ersetzt. 

Durch diese Vorgangsweise ge­
lang es der Täterschaft, dass die 
Bank einen Betrag in der Höhe 
von ca. 46 000 Franken an einen. 
Unberechtigten auszahlte. Ge­
mäss bekannten Fällen aus der 
Schweiz und Deutschland können 
die Schadenssummen sehr schnell 
Beträge von 100 000 Franken und 
mehr erreichen. Damit die Betrü­
ger unerkannt an das Geld kom­
men, wird im Vorfeld ein Bank­
konto mit gefälschtem Pass eröff­
net. 

Die Behebung der eingetroffe­
nen Gelder erfolgt mittels Bank-
karten und die wahre Identität der 
Betrüger ist nyr schwer zu ermit­
teln. Die Landespolizei rät des­
halb, Überweisungsaufträge direkt 
am Bank- oder Postschalter abzu­
geben. (lpfl) 

Regierungschef Otmar Hasler: Diese Gesetzesrevision sei der richtige Weg, «um den Rnartzplatz weiterhin fit 
zu halten». 

den Jahren zwischen 2002 und 2004 
habe sich der liechtensteinische 
Fonds-Platz mehr als Verdoppelt. 

EU-Richtlinien aufgenommen 
Die Richtlinie 2001/107/EG re­

gelt vor allem gesellschaftsrechtli­
che Belange der Verwaltungsge­
sellschaft. Darüber hinaus wird es 
den Fondsleitungen nun neu er­
möglicht, unter bestimmten Vor­
aussetzungen Einzelportfolios und 
andere anlagefondsähnliche Ver­
mögen, insbesondere Pensions­
fonds; und Anlagestiftungen zur 
Verwaltung zu übernetimert. Neben 
dem Erlass vqn Aufsichts-.und. 
Wohlverhaltensregeln soll auch ein 
vereinfachter Prospekt, welcher zu­
künftig in allen Vertragsstaaten ver­
wendet werden. kann, eingeführt 
werden. Der Vertrieb von Anteilen 
ausländischer Investmentunterneh­

men wird erleichtert, einerseits 
durch die Möglichkeit, Zweigstel­
len zu gründen, andererseits durch 
die Tätigkeit in einem anderen Ver: 

tragsstaat im Wege des freien 
Dienstleistungsverkehrs. 

Die Richtlinie 2001/I08/EG er­
weitert die Anlagemöglichkeiten 
von Investmentunternehmen. Zu­
künftig sind bei Investmentunter­
nehmen für Wertpapiere auch Anla­
gen in Geldmarktinstrumerlte des 
geregelten und des ungeregelten 
Marktes möglich. Dach- und In­
dexfonds können ebenfalls als har­
monisierte Investmentunternehmen 
aufgelegt werden. Die bereits be­
stehenden Anlagemöglichkeiten im 
Bereich,der derivativen Finanzin­
strumente wurden konkretisiert und 
teilweise erweitert. Im Weiteren 
muss in Zukunft jede Verwaltungs­
gesellschaft für die Verwaltung ih­

rer Vermögen ein Risikomanage­
mentverfahren einführen, welches 
die Berechnung der Risiken aus 
den Anlageinstrumenten beinhaltet. 
Erstmalig wird auch ein detaillier­
ter Risikohinweis vorgeschrieben, 
welcher die allgemeinen sowie die 
besonderen Anlagerisiken be­
schreibt. 

Aufgrund der zahlreichen not­
wendigen Einschübe wurde das 
Gesetz für eine bessere Lesbarkeit 
und Verständlichkeit einer f o k a ­
len Totalrevision unterzogen. Das 
bedeutet, dass sowohl Artikel, als 
auch Absätze neu durchnummeriert ' X Nß . ' 
wurden. .Die materiellen Anderun-
gen beziehen sich auf die Änderun­
gen aufgrund der beiden Richtli­
nien sowie auf die ÄnderungswUn-
sche des Amtes für Finanzdienstleis­
tungen und der beteiligten Interes-
sensverbände. 

ANZKIGR 

Ermittler 

40 Jahre 
Kriminalpol izei 
in Liechtenstein 
23. Oktober bis 
19. Dezember 2004 

Eine Ausstellung der 
Landespo l i ze i  L i ech tens te in  
in Zusammenarbei t  mit 
(i o m K u e! i:11 - fvl,) i! i s - hl u 11 s 

'Sjj&hJ'"'' "; Fachkundige Führungen durch die 
Ausstellung: 

19. November 2004,19 Uhr 
geführt von Jules S. Hoch 
(Chef Kriminalpolizei) 

3. Dezember  2004. 19 U h r  
geführt von Alexandra Schneller 
(Kommissariat Wirtschaftsknminahtat) 

F ü h r u n g e n  für Schulklasson und andere 
Gruppen nach Voranmeldung. 
Kontakt: Markus Kaufmann 
(Pressestelle! rler Landespolizei Liechten­
stein) Tel.: *• !23-2367872 

K u e f o r - M a r t i s - H n i i ;  

R u g q e l l  

Ö f f n u n g s z e i t e n :  Fr 1 7 -  20  U h r  Sa  14.00 - 1 7.00 U h r  S o  I 1 00  - 17.00 Uhr 


